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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 13 R 407/12 B 
 
L 6 R 34/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 2 R 382/10 (SG Trier) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 11. September 2012 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 11.9.2012 hat das LSG Rheinland-Pfalz den von der Klägerin geltend gemachten 

Anspruch auf höhere Altersrente unter Berücksichtigung von jeweils drei Jahren Kindererzie-

hungszeiten für jedes ihrer fünf vor 1992 geborenen Kinder verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim BSG 

Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung vom 9.10.2012 

und 16.11.2012 genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der geltend gemachte 

Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 

SGG nicht ordnungsgemäß dargelegt worden ist (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner 

Darlegungspflicht (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin 

(1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) und (4) die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) aufzeigen 

(vgl zum Ganzen BSG vom 25.9.2002 - SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Es kann dahingestellt 

bleiben, ob die Klägerin eine abstrakte, aus sich heraus verständliche Rechtsfrage im vorge-

nannten Sinne formuliert hat. Auch soweit ihre Ausführungen bei wohlwollender Würdigung da-

hingehend verstanden werden, dass sie § 249 Abs 1 SGB VI nicht mit dem allgemeinen Gleich-

heitsgrundsatz des Art 3 Abs 1 GG für vereinbar hält, hat die Klägerin die Klärungsbedürftigkeit 

dieser Frage nicht aufgezeigt. Allein die Erläuterung der eigenen Rechtsmeinung hinsichtlich 

der - vermeintlichen - Verfassungswidrigkeit des § 249 Abs 1 SGB VI ersetzt nicht die 

Darlegung der Klärungsbedürftigkeit nach Maßgabe des § 160a Abs 2 S 3 SGG. Denn hierzu 

muss aufgezeigt werden, dass sich die Beantwortung einer gestellten Rechtsfrage nicht schon 

aus dem Gesetz oder der höchstrichterlichen Rechtsprechung ergibt. Diese Anforderungen 

erfüllt die Beschwerdebegründung nicht ansatzweise. Denn sie setzt sich mit der 

Rechtsprechung des BVerfG und des BSG weder zu Art 3 Abs 1 GG noch mit der zur 
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Anrechnung von Kindererziehungszeiten auseinander. Sie behauptet auch nicht, dass es 

höchstrichterliche Rechtsprechung zu der von ihr aufgeworfenen Problematik nicht gibt. 

Zumindest hätte die Klägerin sich mit dem vom SG - auf dessen Urteilsgründe das LSG gemäß 

§ 153 Abs 2 SGG Bezug genommen hat - herangezogenen Beschluss des BVerfG vom 

21.10.2004 (1 BvR 1596/01 - SozR 4-5761 Allg Nr 1) auseinandersetzen müssen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 SGG). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 

S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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